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Landkonflikte und politische 
Machtkämpfe in Burundi 
Claudia Simons 

Anfang 2014 hat die burundische Regierung im Eildurchlauf die gesetzliche Grundlage 
der 2006 eingerichteten Commission Nationale des Terres et Autres Biens (CNTB) in 
wichtigen Punkten verändert. Diese Kommission soll Landkonflikte regeln, die im 
Zusammenhang mit der Rückkehr von Flüchtlingen stehen. 14 Jahre nach Unterzeich-
nung des Friedensabkommens, das den jahrelangen Bürgerkrieg offiziell beendete, 
und rund fünf Jahre nachdem die letzte Rebellengruppe ihre Waffen niedergelegt hat, 
befindet sich Burundi nach wie vor in einer äußerst fragilen Lage. Die Schließung 
großer Flüchtlingslager in Tansania, der Bevölkerungsdruck in Burundi und die weit-
gehende Abhängigkeit der dortigen Landbevölkerung von Subsistenzwirtschaft haben 
zu einer angespannten Situation geführt. Seit einiger Zeit gerät die CNTB wegen ihrer 
Regierungsnähe und parteilichen Politik immer mehr in die Kritik. Letztlich geht es bei 
der Flüchtlings- und Landproblematik um politische Machtkämpfe zwischen aktueller 
und ehemaliger Regierungspartei. Sie bergen die Gefahr, dass ethnische Ressentiments 
in der Bevölkerung wiederaufflammen. 

 
Aufgrund politischer Verflechtungen und 
einer langen Geschichte von Flüchtlings-
strömen in alle Richtungen sind Landkon-
flikte rund um die Großen Seen in Afrika 
stark verwoben und gefährden den Frieden 
in der Region. Seit Burundi unabhängig ist, 
gab es mehrere Flüchtlingswellen von dort 
in die Nachbarländer. Besonders hervor-
zuheben sind eine Massenflucht im Jahr 
1972, als ethnische Hutu vor allem aus dem 
Süden des Landes in Tansania Zuflucht vor 
Massakern suchten, sowie eine neuerliche 
Flüchtlingswelle zu Beginn des Bürgerkrie-
ges 1993. Während des Bürgerkrieges 

flohen Hutu überwiegend in angrenzende 
Länder, Tutsi dagegen wurden zum großen 
Teil im Landesinnern vertrieben. 

In den letzten zehn Jahren sind rund 
500 000 Flüchtlinge nach Burundi zurück-
gekehrt, das derzeit etwa neun Millionen 
Einwohner hat. Nach der Schließung des 
Mtabila-Camps in Tansania Ende 2012 
kamen rund 35 000 Flüchtlinge nach 
Burundi, 28 000 weitere werden bis Ende 
2015 erwartet. Die jüngsten unter ihnen 
leben nunmehr in dritter Generation in 
Tansania, sprechen häufig kein Französisch, 
kaum die burundische Landessprache 
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Kirundi und haben wenig Beziehungen 
zu ihrem »Heimatland«. Zudem geraten die 
Flüchtlinge in ein schwieriges Umfeld, 
denn Land und Häuser sind schon seit 
Jahrzehnten von anderen Familien besetzt. 
Angesichts hoher Bevölkerungsdichte, 
Landknappheit sowie weitgehender Ab-
hängigkeit der Bevölkerung von Subsistenz-
wirtschaft bildet sich hier ein Nährboden 
für gewaltsame Auseinandersetzungen. 
Erschwerend kommt hinzu, dass Land-
konflikte seit jeher stark ethnisch auf-
geladen sind. Die heutigen Landbesitzer 
sind überwiegend Tutsi, denen nach 1972 
Land von der damaligen Regierung zu-
geteilt wurde. Die Flüchtlinge hingegen, 
die nun nach Burundi kommen, sind 
Nachkommen der Hutu, die 1972 durch 
eben diese Regierung getötet oder vertrie-
ben wurden. 

Die Commission Nationale des 
Terres et Autres Biens 
Die CNTB wurde 2006 ins Leben gerufen, 
um Flüchtlinge bei der Rückkehr zu unter-
stützen und Landkonflikte zwischen aktu-
ellen Besitzern und Rückkehrern möglichst 
zur Zufriedenheit beider Seiten beizulegen. 
Nach einigen Anfangsschwierigkeiten vor 
allem bei der Finanzierung wurde diese 
Politik auch überwiegend umgesetzt. Unter 
dem damaligen Kommissionspräsidenten 
Feu Abbé Kana Aster, der 2011 starb, wur-
den Tausende Fälle behandelt, viele davon 
im gegenseitigen Einvernehmen der Kon-
fliktparteien. Das Prinzip des Teilens war 
Leitlinie der Kommissionspolitik. Insbeson-
dere im stark betroffenen Süden Burundis 
geht es um ausgedehnte, fruchtbare Lände-
reien, die Platz und Versorgung für mehr 
als eine Familie bieten. Häufig hat die Kom-
mission deshalb eine Regelung getroffen, 
die vorsieht, dass beide Parteien gemein-
sam das Land bestellen. Damit hat sie vieler-
orts zur Annäherung zwischen der lokalen 
Bevölkerung und den Rückkehrern bei-
getragen. 

Seit einiger Zeit zeichnet sich allerdings 
ein neuer, potentiell destabilisierender 

Trend in der Politik der CNTB ab. Anfang 
Januar 2014 hat die Regierung im Eildurch-
lauf eine neue, äußerst umstrittene gesetz-
liche Grundlage für die CNTB geschaffen. 
Besonders heikel ist die Einrichtung eines 
eigenständigen Gerichts, das direkt an die 
Kommission angegliedert und für Land-
rechtsfragen zuständig sein soll. Früher 
wurden Streitigkeiten von der regulären 
Justiz behandelt. Künftig gilt: Wenn eine 
Partei mit der Kommissionsentscheidung in 
einem Streitfall nicht einverstanden ist, 
kann sie nur noch vor den neuen Sonder-
gerichtshof ziehen. Berufung gegen dessen 
Entscheidungen ist nicht möglich. Darüber 
hinaus sollen die Richter per Dekret des 
Präsidenten ernannt werden, was starke 
Zweifel an der Unabhängigkeit des Gerichts 
aufwirft. Kritiker befürchten, dass dessen 
Urteile vor allem von politischer Partei-
nahme gekennzeichnet sein werden. 

Außerdem sind keinerlei Entschädigun-
gen für Familien vorgesehen, die ihr Land 
abtreten müssen und so vielfach ihre ge-
samte Lebensgrundlage verlieren. Ihnen 
fehlen die finanziellen Mittel, sich andern-
orts niederzulassen. Entschädigungen sind 
theoretisch lediglich für solche Rückkehrer 
vorgesehen, deren Land oder Häuser zer-
stört wurden. Damit sendet die Kommission 
ein klares Signal: Hutu-Flüchtlingen, die 
seit Jahrzehnten im Ausland leben, von 
denen viele noch nie in Burundi waren und 
die kaum etwas mit ihren »Heimatgemein-
den« verbindet, werden mehr Rechte zu-
gesprochen als Tutsi-Familien, die seit 
40 Jahren in den Gemeinden ansässig sind 
und häufig nichts davon wussten, dass das 
Land ihnen einst unrechtmäßig zugewiesen 
worden war. 

Unmut auf beiden Seiten 
Allerdings hat diese Politik auch Nachteile 
für die Rückkehrer. Da die bisherigen Be-
wohner keine Entschädigung für ihr Land 
erhalten, finden sich die Flüchtlinge oft in 
einem feindseligen Umfeld wieder und 
werden für Unfrieden in der Gemeinschaft 
verantwortlich gemacht. Weiterhin haben 
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viele von ihnen keinen Bezug zu landwirt-
schaftlicher Arbeit, sondern sind seit Jahr-
zehnten im Handel oder anderen Bereichen 
tätig. Aus diesem Grund treten sie ihren 
Besitz häufig nur formal an und lassen sich 
erst gar nicht auf den ihnen zurückerstatte-
ten Ländereien nieder. Deshalb stehen 
nicht selten Häuser leer, aus denen zuvor 
Familien vertrieben wurden, was den Un-
mut in den lokalen Gemeinschaften nur 
noch erhöht. 

Besorgniserregend ist, dass auf diese 
Weise wieder ethnische Ressentiments 
genährt werden. Zwar sind auch manche 
Hutu betroffen, die über die Jahre das Land 
der einstigen Besitzer bewirtschaftet haben. 
Aber die allgemeine Richtung der Regie-
rungspolitik tritt in der Praxis der Kommis-
sion mehr als deutlich zutage: Tutsi müssen 
gehen, damit Hutu wiederkehren können. 

Politischer Machtkampf 
Die Frage der Flüchtlingsrückkehr ist seit 
langem ein umkämpftes Politikum. Schon 
der Hutu Melchior Ndadaye, erster gewähl-
ter Präsident nach Jahrzehnten der Tutsi-
Militärherrschaft, trat 1993 sein Amt mit 
dem Versprechen an, alle geflüchteten 
Hutu könnten in ihre Dörfer zurückkehren. 
Nach seiner Ermordung nur drei Monate 
nach Beginn seiner Amtszeit wurde dies 
eine der Forderungen der Hutu-Rebellen-
gruppen, die im nun folgenden burundi-
schen Bürgerkrieg gegen die Tutsi-Regie-
rungsarmee kämpften. Heute setzt die 
Regierungspartei diese Forderung mit 
radikalen Mitteln und zum Missfallen der 
allermeisten Beteiligten um. Das neue 
Gesetz über die CNTB bildet den bisherigen 
Höhepunkt einer schleichenden Verein-
nahmung der Kommission durch die Regie-
rungspartei, seit Sérapion Bambonanire im 
Jahr 2011 Kommissionspräsident wurde. Er 
war Feldprediger während der Rebellion 
des CNDD-FDD (Conseil National pour la 
Défense de la Démocratie – Forces pour la 
Défense de la Démocratisation) und steht 
Spitzenfunktionären der Partei sehr nahe. 

2013 wurde er trotz Kritik für ein weiteres 
Jahr bestätigt. 

Letztlich geht es in der Rückkehrer- und 
Landvergabepolitik in erster Linie um poli-
tische Machtkämpfe zwischen der ehemali-
gen Regierungspartei UPRONA (Union pour 
le Progrès National), die 1972 zahlreiche 
Hutu ermorden oder vertreiben ließ und 
Land an Tutsi vergab, und der neuen Regie-
rung, die zu 80 Prozent aus Mitgliedern der 
früheren Hutu-Rebellengruppe CNDD-FDD 
besteht. Der CNDD-FDD erkennt die Legiti-
mität der alten Regierung nicht an und 
lehnt daher die Besitzansprüche der Fami-
lien ab, die damals Land erhalten haben. Da 
die auf dem Friedensabkommen von 2000 
beruhende Verfassung die Teilung der poli-
tischen Macht innerhalb der Regierung 
vorsieht, stellt die UPRONA den ersten Vize-
präsidenten. Damit befindet sie sich in 
einem Zwiespalt: Einerseits sieht sie sich 
klar als Opposition zum CNDD-FDD, sorgt 
andererseits durch ihre Regierungsbeteili-
gung aber dafür, dass dieser überhaupt 
verfassungskonform regieren kann. Der 
Druck aus der eigenen Basis sowie seitens 
der politischen Opposition, sich nicht vom 
CNDD-FDD korrumpieren zu lassen, ist 
außerordentlich hoch und nötigt Regie-
rungsmitglieder der UPRONA zu einer 
ständigen Gratwanderung. 

Anfang Februar entließ Präsident Pierre 
Nkurunziza Vizepräsident Bernard Buso-
koza nach nur drei Monaten im Amt, unter 
anderem wegen Streitigkeiten über das 
neue CNTB-Gesetz, das die UPRONA nicht 
mittragen wollte. Daraufhin verließen 
mehrere UPRONA-Minister die Regierung, 
die kurzzeitig nur kommissarisch weiter 
funktionierte. Ein neuer UPRONA-Vize-
präsident wurde Mitte Februar eingesetzt, 
ist allerdings in der eigenen Partei stark 
umstritten. Momentan steckt die UPRONA 
in einer internen Krise, in der es um die 
Frage geht, ob sich die Partei vollends vom 
CNDD-FDD kooptieren lassen oder geschlos-
sen aus der Regierung ausscheiden soll, was 
diese handlungsunfähig machen würde. 
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Ausblick 
In der Politik der Flüchtlingsrückkehr 
zeigen sich die tiefen Gräben, die sowohl in 
der Regierung zwischen CNDD-FDD und 
UPRONA als auch innerhalb Letzterer be-
stehen. Gelingt es dem CNDD-FDD, genü-
gend Regierungsmitglieder aus den Reihen 
der UPRONA auf seine Seite zu ziehen, was 
sich bereits abzeichnet, könnte dies das 
ideologische Ende der UPRONA bedeuten, 
die damit vollends ihr Gesicht verlöre. 
Gleichzeitig würde damit das Konkordanz-
system immer weiter untergraben. Die 
Beteiligung der Oppositionspartei an der 
Regierung würde zur reinen Legitimierung 
der Politik des CNDD-FDD verkommen, 
anstatt ein Gegengewicht zu bilden und so 
die Balance zu wahren. 

Internationale Partner einschließlich 
der deutschen Regierung, die durch ihre 
finanzkräftige Kooperation in Burundi 
großen Einfluss besitzt, sollten diese Dyna-
mik aufmerksam verfolgen und bei ihrer 
Tätigkeit große Vorsicht walten lassen. 
Insbesondere Projekte, die Land- und Rück-
kehrerpolitik betreffen, dürfen nicht blind 
der derzeitigen Regierungspolitik folgen. 
Andernfalls drohen sie Konflikte zu ver-
schärfen, statt nachhaltigen Frieden zu 
fördern. 
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